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des Brandes (z. B. infolge Austritts von Stadtgas) möglich 
wird. ,
4. Wesentlich für die Einschätzung der Schwere der Schuld 
des Täters ist bei solchen Delikten wie Brandstiftung, mit 
welcher Intensität und aus welchen Motiven er seine die 
Strafgesetze mißachtende Zielstellung verfolgt. Die Schwere 
der Schuld erhöht sich bei mehrfachem Handeln unbeschadet 
der Tatsache, daß dann auch eine höhere objektive Tat- 
schwere vorliegt. Sie erhöht sich ebenso, wenn der Täter seine 
Zielstellung mit Hartnäckigkeit oder mit besonderer Raffi
nesse verfolgt. Liegen dem Handeln Motive zugrunde, die in 
besonders gravierender Weise eine negative Haltung zu den 
staatsbürgerlichen Pflichten zum Ausdruck bringen, dann ist 
auch das schulderschwerend.
OG, Urteil vom 26. April 1988 - 2 OSK 4/88.

Das Kreisgericht verurteilte den Angeklagten wegen mehrfa
cher Brandstiftung und wegen vorsätzlicher Sachbeschädi
gung in Tateinheit mit fahrlässiger Verursachung eines Bran
des (Verbrechen und Vergehen gemäß § 185 Abs. 1 StGB, Ver
gehen gemäß §§ 183 Abs. 1, 188 Abs. 1 StGB) zu einer Frei
heitsstrafe von drei Jahren und sechs Monaten sowie zur 
Zahlung von Schadenersatz.

Diese Entscheidung beruht auf folgenden wesentlichen 
Sachverhaltsfeststellungen:

Der Angeklagte erlangte den Teilfacharbeiterabschluß als 
Schlosser und arbeitete seit dem 1. April 1987 als Betriebs
handwerker. Er beging folgende Straftaten:

1. Am 13. Februar 1987 setzte er aus Verärgerung einen im 
Treppenhaus des Wohnhauses N.-Str. 44 abgestellten Kin
derwagen in Brand, indem er mit einem Gasfeuerzeug die 
Stoffeinlage entzündete. Das sich ausbreitende Feuer vernich
tete den Kinderwagen und erfaßte auch die aus Holz beste
hende Wandverkleidung des Treppenhauses, so daß ein Ge
bäudeschaden in Höhe von etwa 250 M entstand.

2. Am 23. Mai 1987 begab sich der Angeklagte nach erheb
lichem Genuß alkoholischer Getränke in sein Wohnhaus 
N.-Str. 43. Da er persönliche Probleme wegen der Trennung 
von seiner Freundin hatte und weil er hoffte, gesellschaftliche 
Anerkennung zu finden, wenn er als erster im Falle eines 
Brandes bei der Rettung von Menschen und beim Löschen 
des Feuers aktiv wird, entschloß er sich, als ihm ein öl- und 
benzingetränktes Leintuch in die Hände fiel, dieses Wohn
haus in Brand zu setzen. Er wickelte das Leintuch um den 
Handlauf des Treppengeländers und zündete es an. Als es 
dadurch nicht in Brand geriet, holte er aus der Wohnung ein 
Stück Kohlenanzünder, legte es an das Holzteil des Geländers 
und zündete es an. Nachdem das Geländer nunmehr in Brand 
geraten war, begab sich der Angeklagte in seine Wohnung 
mit dem Vorhaben, später zurückzukehren und beim Löschen 
tätig zu werden.

Der Brand wurde nach etwa zehn Minuten von dem Haus
bewohner D. entdeckt und gemeinsam mit dem Angeklagten, 
der verständigt worden war, gelöscht.

3. Nach weiterem gemeinsamen Alkohplgenuß mit den 
Bürgern V., S. und B. begab sich der Angeklagte nochmals zu 
der abgelöschten Brandstelle am Treppengeländer. Aus Ver
ärgerung über das Scheitern eines Annäherungsversuchs an 
Frau B. und unbefriedigt darüber, daß der Schaden bei der 
vorangegangenen Brandlegung gering geblieben und sein 
Vorhaben, aktive Rettungs- und Löscharbeiten vorzunehmen, 
gescheitert war, entschloß sich der Angeklagte, das Wohnhaus 
nochmals in Brand zu setzen. Er holte aus seiner Wohnung 
wieder ein Stück Kohlenanzünder, schlug es in fünf Zeitungen 
ein, legte dieses Paket an die Brandstelle am hölzernen Trep
pengeländer und entzündete es mit Streichhölzern. Da es nicht 
richtig brannte, holte er aus seiner Wohnung eine Flasche mit 
etwa 50 cm3 reinem Alkohol und goß den Inhalt über den 
Kohlenanzünder. Als das Treppengeländer brannte, ging er 
in seine Wohnung, um das weitere Ausbreiten des Feuers und 
die sich daraus ergebende Notwendigkeit größerer Rettungs
und Löschmaßnahmen abzuwarten. Er schlief jedoch ein und 
wurde erst wieder durch das Geräusch wach, das beim Plat
zen von Fensterscheiben infolge Hitzeeinwirkung entstand.

Das Feuer breitete sich von der Brandausbruchstelle 
schnell nach oben aus und zerstörte fünf der sechs Wohnungs
einheiten sowie den gesamten Dachstuhl des Hauses. Im ge
samten Treppenhaus hatten sich zunehmend Brandgase ent
wickelt. Der Brand wurde durch die Explosion einer Gasuhr 
und den dadurch bedingten Austritt von Stadtgas noch inten
siviert. Es entstand eine gefährliche Situation für die Mieter 
des Hauses. Drei Bürger mußten von Angehörigen der Feuer
wehr pber Leitern aus dem brennenden Haus gebracht wer
den. Drei weitere Bürger seilten sich mit Hilfe eines Tuchs

aus der ersten Etage des Wohnhauses ab. Ein Ehepaar konnte 
mit zwei minderjährigen Kindern die im Erdgeschoß liegende 
Wohnung noch durch den Hauseingang verlassen. Da ein 
Übergreifen der Flammen auf das Nachbarhaus zu befürchten 
war, mußten auch die dort in der obersten Etage wohnenden 
Eheleute ihre Wohnung verlassen.

Es entstand ein Gebäudeschaden in Höhe von 32 095 M, am 
Nachbarhaus waren Wiederherstellungsarbeiten mit einem 
Kostenaufwand von 4 147,35 M erforderlich, und der Schaden 
am persönlichen Eigentum der Mieter betrug etwa 14 000 M.

Gegen die Entscheidung des Kreisgerichts richtet sich der 
Kassationsantrag des Präsidenten des Obersten Gerichts, mit 
dem mangelnde Sachaufklärung, Gesetzesverletzung und 
gröblich unrichtiger Strafausspruch gerügt werden. Der Kas
sationsantrag hatte Erfolg.

Aus der Begründung:
Die Entscheidung des Kreisgerichts verletzt das Gesetz in
folge nicht genügender Sachaufklärung und fehlerhafter 
rechtlicher Beurteilung des Verhaltens des Angeklagten. Sie 
ist auch im Strafausspruch gröblich unrichtig.

Das Kreisgericht klärte zwar den Geschehensablauf, so
weit er das Handeln des Angeklagten betrifft, ausreichend 
auf und traf dazu im Urteil auch richtige Feststellungen. Ge
mäß § 222 StPO hat das Gericht jedoch alle Umstände aufzu
klären, die eine zutreffende Einschätzung des Charakters und 
der Schwere der Straftat ermöglichen. Es hat demnach auch 
exakte Feststellungen zu dem durch die Handlungen des An
geklagten verursachten Schaden zu treffen. Es genügt nicht, 
bei einem durch Brand vernichteten oder beschädigten Ge
bäude den Umfang des materiellen Schadens lediglich ausge
hend vom Zeitwert und einer darauf beruhenden Berechnung 
zu ermitteln.

Ein Schaden , ist vielmehr in dem Umfang entstanden, der 
sich unter Berücksichtigung der Zweckbestimmung der ver
nichteten bzw. beschädigten Gegenstände, ihres realen Ge
brauchswertes für die Gesellschaft bzw. auch für einzelne 
Bürger und der für die Wiederherstellung des ursprünglichen 
Zustands bzw, die Wiederbeschaffung von Gebäuden und an
deren Gegenständen erforderlichen Aufwendungen ergibt. 
Zum Schaden und damit zu dessen Umfang gehören auch die 
durch die Handlung herbeigeführten Folgen, die sich als die 
Erfüllung ökonomischer oder sozialpolitischer Aufgaben be
einträchtigende Faktoren darstellen (vgl. hierzu Ziff. 4.2.1. 
des Berichts an das Plenum des Obersten Gerichts zu Fragen 
des Beitrages der Rechtsprechung zur Vorbeugung von Hava
rien und Bränden sowie von Verletzungen des Gesundheits
und Arbeitsschutzes vom 1. Juni 1978, OG-Informationen 1978, 
Nr. 4, S. 2 ff.).

Diesem Grundsatz entsprechen die vom Kreisgericht zum 
Schaden getroffenen Feststellungen nicht. Es wäre zur Fest
stellung des am betreffenden Gebäude entstandenen Schadens 
vielmehr erforderlich gewesen, mit Hilfe eines Sachverständi
gen exakt zu ermitteln, in welchem Wertumfang eine Sub
stanzschädigung erfolgte und welche finanziellen bzw. mate
riellen Aufwendungen (einschließlich Aufräumungs-, Abriß- 
und ähnlicher Arbeiten) erforderlich sind, um den Zustand 
wiederherzustellen, der vor dem Brand gegeben war, d. h. die 
ordnungsgemäße Nutzung der Wohnungen und insgesamt die 
Bewohnbarkeit des Hauses zu gewährleisten. Schließlich hätte 
bei der Bemessung des entstandenen Schadens als einer 
Grundlage für die Bewertung der Tatschwere nicht unbe
rücksichtigt bleiben dürfen, daß insgesamt sechs Wohnungen 
zumindest für einen längeren Zeitraum nicht zur Verfügung 
stehen und damit nicht nur erhebliche Unannehmlichkeiten 
für die bisherigen Bewohner, sondern gleichzeitig nicht unbe
trächtliche Probleme bei der Durchsetzung der Wohnungspo
litik im Territorium und damit eines wesentlichen Teils der 
sozialpolitischen Maßnahmen entstanden.

Auch die vom Kreisgericht zum Schaden am persönlichen 
Eigentum der Mieter getroffenen Feststellungen entsprechen 
nicht den Anforderungen. Sie berücksichtigen nicht, daß der 
der Mieterin H. zugefügte Schaden weit höher liegt als die 
von der Staatlichen Versicherung gezahlte Summe und daß 
darüber hinaus in der genannten Gesamtschadenssumme 
von etwa 14 000 M der einem weiteren Mieter entstandene 
Schaden nicht enthalten ist.

Die vom Kreisgericht zum 1. Handlungskomplex (Inbrand
setzung des Kinderwagens) vorgenommene rechtliche Beur
teilung des Handelns des Angeklagten ist fehlerhaft. Das 
Kreisgericht berücksichtigte nicht, daß der Tatbestand des 
§ 185 Abs. 2 StGB dann erfüllt ist, wenn durch das Inbrand
setzen von Gegenständen fahrlässig eine Gemeingefahr ver
ursacht wurde. Eine solche Gemeingefahr liegt gemäß § 192 
StGB auch dann vor, wenn eine unmittelbare Gefahr für be
deutende Sachwerte gegeben ist.


